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Der erfolgreiche Kampf des  
Hessischen Philologenverbandes gegen G8 

Ein Rückblick auf zehn bewegte Jahre

Das Unheil kündigte sich be-
reits im Wahlkampf für die 
Landtagswahl 2003 an: Die 

seit vier Jahren regierende CDU unter 
Ministerpräsident Roland Koch und 
der kleinere Koalitionspartner FDP 
ließen ihre Sympathie für die Verkür-
zung der gymnasialen Schulzeit auf 
acht Jahre deutlich erkennen. Sie 
machten sich damit eine Forderung zu 
eigen, die die deutschen Wirtschafts-
verbände seit Jahren erhoben hatten 
und die bereits 1994 Eingang in das 
Parteiprogramm der Bundes-CDU ge-
funden hatte. Die deutschen Abituri-
enten seien zu alt, so lautete das 
Hauptargument; sie seien deshalb im 
internationalen Wettbewerb benach-
teiligt. In den westlichen Industrielän-
dern werde die Hochschulreife doch 
auch nach zwölf Schuljahren verlie-
hen. Ein Schuljahr könne in Deutsch-
land getrost gestrichen werden; die 
Lehrpläne könnten ‘entrümpelt’ wer-
den und in der Oberstufe gebe es 
doch auch viel Leerlauf. 

Dieser Argumentation widersprach 
der HPhV von Anfang an mit aller Ent-
schiedenheit. Beispielhaft sei aus dem 
Rechenschaftsbericht des HPhV-Vor-
sitzenden vom November 2002 (BPS 
1/2003) zitiert: »Mit Entsetzen habe 
ich dem jüngsten Entwurf des CDU-
Wahlprogramms entnommen, dass 
die CDU bis zum Ende der kommen-
den Legislaturperiode die Gymnasial-
zeitverkürzung für alle Abiturienten 
durchzusetzen beabsichtigt. Die Gym-
nasialzeitverkürzung für alle wäre ein 
schwerer Fehler und ein verhängnis-
voller Irrweg. Sie bedeutet schlicht 
Bildungsabbau. … 

Die Argumente, die zugunsten einer 
allgemeinen Gymnasialzeitverkür-
zung vorgebracht werden, halten alle 
einer näheren Überprüfung nicht 
stand. Da sind zunächst die Vergleiche 
mit dem Ausland: Es ist keineswegs 
so, dass die meisten anderen europäi-

schen Staaten die allgemeine Hoch-
schulreife nach zwölf Jahren verge-
ben. Die meisten anderen Länder ver-
geben nach zwölf Jahren lediglich ei-
ne fachgebundene Hochschulreife, 
und in etlichen dieser Länder müssen 
dann erst einmal wissenschaftspro-
pädeutische Vorkurse belegt werden, 
ehe ein Hochschulstudium aufge-
nommen werden kann. In Italien, 
Luxemburg und England wird die 
Hochschulreife ebenfalls erst nach 
dreizehn Jahren vergeben – ja Eng-
land, dessen Hochschulabsolventen 
doch so jung sind, gefällt mir als Bei-
spiel besonders gut, denn es zeigt, 
dass ganz andere Gründe als die 
Schulzeit dafür verantwortlich sind, 
dass die englischen Hochschulabsol-
venten deutlich jünger sind als die 
deutschen: Die englischen Kinder 
werden früher eingeschult, die Span-
ne zwischen Abitur und Beginn des 
Studiums ist wesentlich geringer – die 
jungen Männer müssen weder Wehr-
dienst noch Zivildienst leisten – und 
die Studiengänge sind wesentlich 
straffer als in Deutschland. … 

Es wird gesagt, die Lehrpläne könn-
ten getrost entrümpelt werden. So 
meinte etwa der saarländische Minis-
terpräsident Müller, die Schüler müss-
ten in der Schule nicht gleich von drei 
Punischen Kriegen erfahren; einer ge-
nüge auch. Ich lasse das mal so ste-
hen, es spricht für sich. Gewiss kann 
auf den einen oder anderen Lernge-
genstand verzichtet werden. Aber auf 
Übungs- und Intensivierungsphasen 
kann nicht ohne Weiteres verzichtet 
werden. Und Schule soll doch über 
den Fachunterricht hinaus ständig 
mehr leisten – Schlüsselqualifikatio-
nen vermitteln, zum Beispiel Medien-
kompetenz etwa, Präsentationsfähig-
keit, Teamfähigkeit, Fähigkeit zur ei-
genständigen Informationsgewin-
nung und anderes mehr; dies alles 
braucht doch Zeit. Es ist ein Wider-

spruch, dass Schule einerseits immer 
mehr leisten soll und andererseits die 
zur Verfügung stehende Zeit verkürzt 
werden soll! 

Dann wird auf den angeblichen 
Leerlauf in der Oberstufe verwiesen. 
Worin besteht denn der Leerlauf? Im 
zweiwöchigen Betriebspraktikum in 
der Oberstufe etwa? Wird dieses denn 
in Zukunft nicht mehr gewollt, und 
zwar gerade von der Wirtschaft, die 
gleichzeitig die Verkürzung der Schul-
zeit fordert? Oder die Info-Tage an der 
Universität? Oder das Bewerbertrai-
ning und andere berufsorientierende 
Veranstaltungen? All dies wird doch 
weiterhin gewünscht werden! Nein, ei-
ne Gymnasialzeitverkürzung wird ge-
rade den Unterricht, die für Unterricht 
zur Verfügung stehende Zeit treffen. 

Zuletzt wurde die Gymnasialzeit 
1938 verkürzt; damals war das Argu-
ment, es würden jüngere Offiziere be-
ziehungsweise es werde ein zusätzli-
cher Offiziersjahrgang für den geplan-
ten Krieg benötigt. Heute lautet das 
Argument, es würden jüngere Berufs-
einsteiger gebraucht. Die Parallele, um 
die es mir geht – und es ist, um nicht 
missverstanden zu werden, die einzige 
Parallele, die ich sehe –, ist die, dass 
heute wie damals ein partikularer ge-
sellschaftlicher bzw. politischer Zweck 
höher gewichtet wird als die Frage, 
was denn unsere jungen Menschen an 
geistigem Rüstzeug benötigen, um ein 
ganzes Leben, und dies ist mehr als 
nur der Beruf, bestehen zu können. Es 
geht um mehr als nur um die Frage, ob 
unsere Hochschulabsolventen mit 25 
oder mit 27 Jahren in den Beruf ein-
treten; es geht um die Frage, welches 
Rüstzeug sie brauchen, um nicht nur 
den Anforderungen ihres künftigen 
Berufs, sondern allen Herausforderun-
gen eines langen Lebens gewachsen 
zu sein.« Abschließend nahm der 
HPhV-Vorsitzende Bezug auf den le-
senswerten Artikel ‘Die Verachtung der 



Langsamkeit’ (BPS 1/2002) der Publi-
zistin Susanne Gaschke: »Wenn aber 
das Leben sich dehnt, warum müssen 
dann die Jugend, die Schulzeit ge-
schrumpft werden? Für ein längeres 
Leben lohnt es sich, länger zu lernen.« 

Im Regierungsprogramm der nach 
der gewonnenen Landtagswahl mit ab-
soluter Mehrheit regierenden CDU un-
ter Ministerpräsident Roland Koch war 
dann tatsächlich die Verkürzung der 
gymnasialen Schulzeit festgeschrieben. 
Der HPhV-Vorsitzende bescheinigte der 
neuen Landesregierung deshalb einen 
‘Fehlstart’ und sprach von einer 
»schwerwiegenden Fehlentscheidung« 
(BPS 2/2003): »Für unsere Gymnasi-
asten bedeutet dies weniger Unterricht, 
weniger Bildung, damit Qualitätsverlust 
und Absenkung des Abiturniveaus.« 
Der HPhV-Vorsitzende verwahrte sich in 
diesem Zusammenhang auch gegen 
»rhetorische Purzelbäume etwa der 
Art, dass künftig der Unterricht ja viel 
besser sein werde als bisher, weshalb in 
kürzerer Zeit und mit weniger Unter-
richt bessere Ergebnisse erzielt würden. 
Mehr und bessere Abiturienten mit we-
niger Unterricht – dieser Schavan’sche 
Hokuspokus wird nicht verfangen.« 
(Anette Schavan war damals Kultusmi-
nisterin in Baden-Württemberg und 
hatte genau dieses prognostiziert.) 

Im Januar 2004 erblickte dann der 
Entwurf der neuen, für den achtjähri-
gen Bildungsgang vorgesehenen 

Stundentafel das Licht der Welt. Der 
HPhV tat seine Ablehnung umgehend 
kund. In einer Pressemitteilung vom 
12. Februar 2004 war zu lesen: »Wir 
fühlen uns durch diese Stundentafel 
in unserer Ablehnung des achtjähri-
gen Gymnasiums bestätigt. Es bedeu-
tet einerseits Stundenkürzungen und 
damit Bildungsabbau, andererseits 
Steigerung der Anforderungen und 
Verdichtung des Lernpensums bis an 
die Grenze des Kindern und Jugendli-
chen Zumutbaren um den Preis der 
Verengung auf die Pflichtfächer und 
zulasten zusätzlicher Bildungsange-
bote.« In seiner Stellungnahme zum 
Entwurf der neuen G8-Stundentafel 
begründete der HPhV seine Ableh-
nung dann detailliert: 

 

1. Weniger Stunden 
= weniger Bildung 
= Bildungsabbau 
 
Insgesamt wird die Stundentafel in 
der Sekundarstufe I um 15 Wochen-
stunden reduziert; bei 38 Unterrichts-
wochen sind dies 570 Unterrichts-
stunden. Dies entspricht dem Unter-
richtsvolumen eines halben Jahres. 
Seit PISA ist bekannt, dass ein direk-
ter Zusammenhang zwischen erteilter 
Stundenzahl und Lernerfolg besteht. 

 

2. Belastung der 
Schülerinnen und Schüler 

 
Bei Teilnahme an einem LRS-Förder-
kurs kommt ein Kind bereits in der 5. 
Klasse auf 32, in der 6. Klasse auf 34 
Stunden in der Woche. Bilinguale Klas-
sen kommen in Klasse 7 auf 36, in den 
Klassen 8 und 9 auf 36/37 Stunden. 

Sowohl die Erweiterung der Fremd-
sprachenkompetenz als auch die IT-
Bildung sind Forderungen, die seit 
Jahren vonseiten der Politik und der 
Wirtschaft gestellt werden. Belegen 
Schülerinnen und Schüler in der Ein-
führungsphase weiterhin eine 3. 
Fremdsprache, erreichen sie 37 Stun-
den; nehmen sie noch das Fach Infor-
matik dazu, sind es 39 Stunden. 

Auf Hausaufgaben wird auch im 
achtjährigen Gymnasium nicht ver-
zichtet werden können. 

3. Auswirkungen auf 
Persönlichkeitsbildung 
und Schulleben 

 
An Arbeitsgemeinschaften, die zur 
geistigen, körperlichen und musisch/ 
ästhetischen Bildung und damit zur 
Persönlichkeitsbildung beitragen, 
werden Schülerinnen und Schüler, die 
bereits durch Unterricht an drei Nach-
mittagen belastet sind, in sehr ver-
mindertem Maße teilnehmen. Durch 
den Wegfall von Chor, Orchester und 
Theater-AG fehlen wichtige Elemen-
te, die zur Bereicherung des Schul- 
lebens beitragen. 

Musische und sportliche Aktivitäten 
außerhalb der Schule werden abneh-
men. Das Engagement in Vereinen, 
das auch die Bereitschaft zur Über-
nahme ehrenamtlicher Aktivitäten 
durch Jugendliche fördert, wird ver-
armen. 

 

4. Konzeptionelle 
Vorbereitung 

 
Die Umsetzung der geplanten Stun-
dentafel ist nur mit einer Einführung 
von Unterricht an bis zu drei Nachmit-
tagen durchzuführen. Die Organisati-
on und Ausgestaltung der Mittags-
pause ist nicht geklärt. 

Die Bereitstellung ausreichender 
Gelder für die in großem Umfang not-
wendigen zusätzlichen Lernmittel ist 
bislang nicht gesichert. 

Daran wird deutlich: Das Hessische 
Kultusministerium stößt Großprojekte 
an, ohne dass diese konzeptionell 
ausreichend vorbereitet wurden. Die 
Umsetzung der politischen Vorgaben 
ist völlig unklar. 

Die neue G8-Stundentafel befeuer-
te die Kritik an der gymnasialen Schul-
zeitverkürzung ganz erheblich. Insbe-
sondere die Eltern und die Schülerver-
tretungen wurden nun hellhörig: Was 
hatte es mit der drohenden zusätzli-
chen Belastung – bis zu dreimal in der 
Woche Nachmittagsunterricht! – auf 
sich? Und gab es an den weiterführen-
den Schulen die dafür erforderliche In-
frastruktur: Mensa? Personelle und 
räumliche Voraussetzungen für eine 
pädagogische Mittagsbetreuung? 
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Der Autor

Dr. Knud Dittmann war Vorsitzender 

des Hessischen Philologenverban-

des von 1998 bis 2015 
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Am 9. September 2004 gaben die 
Vorsitzende des Landeselternbeirates, 
Sibylle Goldacker, der Landesschul-
sprecher Martin Griga, und der Vorsit-
zende des Hessischen Philologenver-
bandes, Knud Dittmann, in Wiesba-
den eine gemeinsame Pressekonfe-
renz zum Thema ‘Verkürzung der 
gymnasialen Schulzeit’. Sie waren sich 
in der Ablehnung der Pläne der Hessi-
schen Landesregierung einig. Zwar 
lehnte die Landesschülervertretung 
die Verkürzung des gymnasialen Bil-
dungsganges nicht grundsätzlich ab, 
kritisierte aber »das in Hessen ge-
wählte Modell massivst«. Sie kritisier-
te insbesondere, dass »die Durchläs-
sigkeit zwischen den Schulformen 
vernichtet« werde, und forderte als 
Voraussetzung für eine Verkürzung 
des gymnasialen Bildungsganges »die 
flächendeckende Einführung der 
Ganztagsschule«. Der Landeseltern-
beirat lehnte »die generelle Verkür-
zung der Gymnasialzeit auf acht Jah-
re ab«. Er bedauerte, dass »die nun 
vorgesehene Kürzung in der Mittel-
stufe stattfindet. Es ist bekannt, dass 
eventuelle Schulschwierigkeiten vor 
allem in der Pubertät auftreten. Der 
LEB befürchtet, dass die nun zu er-
wartende Kürzung die Zahl der Schul-
versager erheblich ansteigen lässt, da 
die neue Stundentafel kaum noch Zeit 
für Wiederholungen und Übungen zu-
lässt. Es wäre in diesem Zusammen-
hang über die jetzige Struktur der 
gymnasialen Oberstufe zu diskutieren 
gewesen.« Der LEB verwies auch auf 
die in Hessen bereits existierenden 
G8-Klassen für Kinder mit besonderer 
Lernbereitschaft. »Auch dieser Ver-
such ist bis heute nicht evaluiert, so-
dass sich über den Sinn keine fundier-
te Aussage machen lässt. Auch hier 
hätte sich der Landeselternbeirat ein 
bedachteres Vorgehen gewünscht«. 
Abschließend kam der LEB zu folgen-
der Einschätzung: »Der jetzt vorge-
legte Entwurf lässt jedoch befürch-
ten, dass unsere Kinder dafür zahlen 
müssen, dass hier überstürzt etwas 
umgesetzt wird, was letztendlich die 
wirklichen Probleme in unserer Schul-
landschaft nicht lösen wird. Noch 
mehr Leistungsdruck, verstärkte Un-

terstützung durch Nachhilfeunterricht 
und eine steigende Zahl von Sitzen-
bleibern sind momentan program-
miert.« 

Der HPhV bekräftigte seine Ableh-
nung des achtjährigen Gymnasiums. 
Er monierte den Bildungsabbau 
(Wegfall von 570 Unterrichtsstunden 
= Unterrichtsvolumen eines halben 
Schuljahres), wies die Vergleiche mit 
dem Ausland als irreführend zurück 
und betonte die drohende zusätzliche 
Belastung im Zusammenhang mit 
dem bis zu dreimaligen Nachmittags-
unterricht pro Woche: »Wenn diese 
Kinder und Jugendlichen dann am 
späten Nachmittag zu Hause sind, 
müssen sie Hausaufgaben machen. 
Für wie auspressbar halten Politiker 
eigentlich Kinder und Jugendliche? 
Und wie sieht es mit Arbeitsgemein-
schaften aus, die doch das Schulleben 
bereichern und unverzichtbare Beiträ-
ge leisten zur geistigen, körperlichen, 
musisch-ästhetischen Bildung – 
kurzum zur Persönlichkeitsbildung? 
Werden Schülerinnen und Schüler, die 
ohnehin dreimal nachmittags Unter-
richt haben, noch Kraft und Lust ha-
ben, im Chor mitzusingen, im Orches-
ter oder in der Theatergruppe mitzu-
spielen oder an einer sonstigen AG 
teilzunehmen? Und welche Auswir-
kungen wird ein derart vollgepackter 
Stundenplan für musische und sport-
liche Aktivitäten und das Vereinsleben 
außerhalb der Schule haben? Wird 
das künftig alles der ‘Lernfabrik 
Schule’ zum Opfer fallen? 

Und wofür das Ganze? Für die Schi-
märe vom jüngeren Abiturienten, der 
auf dem globalen Arbeitsmarkt ver-
meintlich wettbewerbsfähiger sein 
muss. An Bildung und Persönlichkeit 
wird dieser jüngere Abiturient erst 
einmal ärmer sein; sie werden auf 
dem Altar der Götzen ‘Effizienz’ und 
‘Verwertbarkeit’ geopfert.« 

Die hessenweite Resonanz dieser 
Pressekonferenz war beträchtlich; als 
Beispiele seien genannt: ‘Nein zum 
Turbo-Abitur – Breite Front von Be-
troffenen gegen die Pläne der Lan-
desregierung’ (Wiesbadener Kurier, 
10. September 2004), ‘Widerstand 
gegen das Turbo-Abi’ – Eltern, Schü-

ler, Lehrer: Qualität in Gefahr (HNA, 
10. September 2004), ‘Verbände von 
Eltern, Lehrern und Schülern gegen 
Turbo-Abitur’ (FAZ, 10. September 
2004). Unter der Überschrift ‘Deutli-
che Worte’ war in der FAZ zu lesen: 
»Das waren deutliche Worte, die der 
CDU-Landesregierung und vor allem 
Kultusministerin Karin Wolff gestern 
zum Thema ‘Turbo-Abitur’ entgegen-
schallten. Dass der Philologenverband 
die Verkürzung der gymnasialen 
Schulzeit ablehnt, ist zwar nicht neu, 
und auch das Nein, das der Landesel-
ternbeirat dazu sagt, ist den Verant-
wortlichen in Wiesbaden bekannt … 
Dennoch lässt sich die gestern geäu-
ßerte massive Kritik, der sich auch die 
Landesschülervertretung anschloss, 
wohl nicht einfach abtun.« Und die 
Kommentatorin verwahrte sich gegen 
die Einlassung des Hauptgeschäfts-
führers der Hessischen Unternehmer-
verbände, es habe »keinen Sinn, im 
Bahnhof über den Fahrplan zu disku-
tieren, wenn der Zug längst abgefah-
ren ist«; dies habe »einen unange-
messen abschätzigen Ton«. 

Im Vorfeld der auf Januar 2008 ter-
minierten Landtagswahlen war in der 
hessischen Elternschaft eine erhebli-
che und sich steigernde Unruhe im 
Zusammenhang mit G8 zu beobach-
ten. Beispielhaft sei aus einem Artikel 
in der FAZ vom 10. September 2007 
mit der Überschrift ‘Epochale Verluste 
– Das verkürzte Gymnasium macht 
aus Kindern Manager’: »Wenn sie am 
Montag nach acht Schulstunden ge-
gen sechzehn Uhr nach Hause kommt, 
landet der bleischwere Schulranzen 
dort, wo er hingehört: neben den 
Schreibtisch. Denn dann geht es an 
die Hausaufgaben, und zwar in drei 
Hauptfächern. Darüber vergehen 
noch einmal zwei Stunden. Dann ist 
Feierabend. Privater Musikunterricht, 
Fußballtraining, Schwimmbad – alles 
längst abgesagt oder gleich ganz ge-
strichen. So geht die Woche hin, drei-
mal am Nachmittag Unterricht, 32 
Wochenstunden. Die Rede ist von Elf-
jährigen, Sechstklässler an einem 
ganz normalen deutschen Gymnasi-
um. Oder sagen wir: an einem ehe-
mals normalen Gymnasium. 



Die Kinder sind der erste Jahrgang, 
den die Verkürzung der Gymnasialzeit 
auf acht Jahre ereilt hat. Wenn sie 
2014 Abitur schreiben, werden sie 
endlich Zeit haben, darüber nachzu-
denken, was denn das nun gewesen 
sein soll? Eingesperrt in ein Korsett, 
das ihnen regelmäßig Zwölfstunden-
tage aufnötigte, der letzte Rest an 
Kindheit, der noch für sie vorgesehen 
war, geopfert. Leere Nachmittage, 
Muße, Sport, Musik, Spiel mit Freun-
den – Luxus längst vergangener Tage. 

Spontane Verabredungen mit Nach-
barskindern sind die Ausnahme, Kin-
dergeburtstage bedürfen sorgfältiger 
Absprachen, das gesamte Schuljahr 
muss akribisch durchgeplant werden. 
Darunter leiden auch die Musikschu-
len, die jene Ausbildung anbieten, die 
der Staat in musischen Fächern margi-
nalisiert hat. Vor dem späten Nach-
mittag kann kein Unterricht mehr 
stattfinden; für Mittelstufenkinder ist 
es keine Seltenheit, um 7:00 oder 
8:00 Uhr abends zur Musikstunde an-
zutreten. Kinderärzte berichten, dass 
Eltern verstärkt Antibiotika für die 
Kinder verlangen, um Fehlzeiten abzu-
kürzen. Immer mehr Schulkinder kla-
gen über Erschöpfungszustände.« 

Am 13. November 2007 fasste Rai-
ner Dinges im ‘Darmstädter Echo’ un-
ter der Überschrift ‘Überforderte Kin-
der, zornige Eltern, erstaunte Politiker 
– Mit der Verkürzung der Schulzeit hat 
sich die hessische Landesregierung 
massive Probleme eingehandelt: ‘G8‘, 
was zunächst nur als Chiffre durch die 
bildungspolitischen Diskussionen 
geisterte, hat sich für viele Eltern zum 
Schreckgespenst gemausert. Es 
macht der Kultusministerin zu ihrer 
eigenen Überraschung das Leben in-
zwischen ähnlich schwer wie ‘U-Plus‘ 
und das ‘LUSD‘-Debakel. Dabei hatte 
die christdemokratische Landesregie-
rung mit dem ‘neuen Gymnasium’ im 
bevorstehenden Wahlkampf ebenso 
Punkte sammeln wollen wie mit der 
zweiten Stufe der Unterrichtsgarantie 
und der umfassenden Lehrer- und 
Schülerdatenbank. 

Was man offensichtlich nicht be-
dachte, war die Tatsache, dass die ers-
ten von ‘G8‘ betroffenen Schüler in 

diesem Sommer in Klasse sieben ver-
setzt wurden. Da weist der Stunden-
plan 34 Unterrichtsstunden pro Wo-
che aus – vier mehr als bisher in die-
ser Jahrgangsstufe üblich. Und die 
Siebtklässler haben bereits ein Jahr 
lang für die zweite Fremdsprache 
büffeln müssen. 

Die Klagen der Eltern bestätigen, 
was die Lehrerverbände prophezeiten. 
… Überlange Schulzeiten, dazu noch in 
den meisten Fällen ohne eine richtige 
Mittagspause und ohne warmes Mit-
tagessen, Hausaufgaben am späten 
Nachmittag und somit keine Zeit mehr 
für Freizeitaktivitäten. Viele Schüler 
sind überlastet oder auch überfordert, 
Eltern müssen sich als Nachhilfelehrer 
betätigen, und vielerorts wird der Fa-
milienfrieden gestört. 

 Kultusministerin Wolff versuchte 
noch zu reagieren. In einer Pressein-
formation des HKM vom 21. November 
2007 hieß es: »Eine Abkehr von G8 
kommt für Hessen nicht infrage. Wir 
haben die Sorgen der Eltern aber ver-
standen.« Sie stellte für das 2. Schul-
halbjahr in Aussicht: 
••   eine Verringerung des Nachmit-

tagsunterrichts (in den Jahrgangs-
stufen 5 und 6 nur noch einmal pro 
Woche, in der Jahrgangsstufe 7 nur 
noch zweimal pro Woche), 

••   verstärkten Unterricht in Doppel-
stunden, um so die an einem Tag zu 
erledigenden Hausaufgaben einzu-
schränken, 

••   eine stärkere Absprache innerhalb 
der Schule zum Thema ‘Hausaufga-
ben’, 

••   eine nochmalige Überprüfung der 
Stofffülle. 

Die Kritik des HPhV folgte umgehend. 
In einer Presseinformation vom 22. No-
vember 2023 mit der Überschrift »Die 
Vorschläge von Frau Wolff werden die 
Probleme von G8 nicht lösen« bezeich-
nete der Vorsitzende des HPhV die Vor-
schläge der Kultusministerin als 
»punktuelles Herumdoktern an einzel-
nen Folgeerscheinungen einer gravie-
renden grundsätzlichen Fehlentschei-
dung der Landesregierung«, nämlich 
der Verkürzung der gymnasialen 
Schulzeit. »Mit Erstaunen habe er ge-
hört, dass den Schulen nun detaillierte 

Vorschriften zur Stundenplangestal-
tung gemacht werden sollten. Tagaus, 
tagein verlaute doch aus dem HKM, 
dass die Schulen mehr Eigenverant-
wortlichkeit bekommen sollten. ‘Das 
passt einfach nicht zusammen.‘ Wenn 
etwas am besten vor Ort entschieden 
werden könne, dann der Stundenplan. 
Offenbar misstraue das HKM den an 
der Schule Tätigen. An der Frage, ob in 
der Jahrgangsstufe 6 die zwei unver-
meidlichen Nachmittagsstunden an ei-
nem Nachmittag bis zur achten Stunde 
oder verteilt auf zwei Nachmittage ge-
geben würden, werde sich das Schick-
sal von G8 nicht entscheiden. Mit der 
Formulierung, dass G8 nicht so umge-
setzt worden sei, wie es wünschens-
wert gewesen sei, solle die Verantwor-
tung für die Probleme offenbar den 
Schulen zugeschanzt werden. 

Die Forderung, die Lehrpläne zu 
verschlanken, sei nichts weiter als ei-
ne flotte Redensart. Er verwahre sich 
gegen die Insinuation, dass man sich 
an den Schulen bisher in nennenswer-
tem Umfang mit Überflüssigem oder 
gar ‘Gerümpel‘ beschäftigt habe. … 
Tatsache sei doch vielmehr, dass von 
Schule immer mehr gefordert werde: 
Gesundheitserziehung, Verkehrserzie-
hung, Suchtprävention, Vermittlung 
von Schlüsselqualifikationen u.a.m. 
Immer mehr in kürzerer Zeit: Das sei 
einfach nicht seriös und könne nicht 
aufgehen.« 

Die Landtagswahl am 27. Januar 
2008 geriet für die allein regierende 
CDU zu einem Debakel. Sie verlor ein 
Viertel ihrer Wählerstimmen und da-
mit nicht nur die absolute Mehrheit, 
sondern sie hatte auch zusammen mit 
dem Wunschpartner FDP keine Mehr-
heit im Hessischen Landtag. Es be-
stand unter den Kommentatoren Ei-
nigkeit, dass die Bildungspolitik und 
insbesondere die Verkürzung der 
gymnasialen Schulzeit auf acht Jahre 
Hauptursache für das schlechte 
Wahlergebnis der CDU waren. 

»In der Schulpolitik sehen viele den 
Grund für die Verluste der CDU«, war 
in der FAZ zu lesen (‘Zum Rohrkrepie-
rer geworden’, 27. Januar 2008), und 
in der Offenbach-Post hieß es: »Die 
CDU hat die Wahlen vor allem in den 
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Schulen verloren« (‘Gespür verloren’, 
14. Februar 2008). 

In seinem Editorial für ‘Blickpunkt 
Schule’ (1/2008) mit der Überschrift 
‘Der Absturz – Versuch einer (Teil-)Er-
klärung’ bezeichnete der Vorsitzende 
des HPhV das Wahlergebnis als Quit-
tung »insbesondere für die Bildungs-
politik der letzten fünf Jahre« und 
widmete sich hier unter anderem dem 
Thema ‘G8’: »Weite Teile des Bil-
dungsbürgertums lehnen, wie die El-
ternproteste zeigen, G8 ab. Es sind 
diejenigen, die für ihre Kinder nicht 
nur eine gute Schulbildung wollen, 
sondern ihnen auch die Zeit gönnen 
wollen, in einem Verein Sport zu trei-
ben, ein Musikinstrument zu lernen, 
mit Freunden zu spielen etc. – kurz: 
ihre junge Persönlichkeit in all ihren 
Dimensionen zur Entfaltung bringen 
zu können. Zugrunde liegt die Ein-
sicht, dass junge Menschen keine Ma-
schinen sind, in die man das nötige 
Wissen auch in kürzerer Zeit hinein-
stopfen könne, sondern dass es gilt, 
dass junge Menschen in einem nicht 
immer leichten Reifungsprozess Ori-
entierung und Urteilsvermögen ge-
winnen müssen; für all dies braucht es 
Zeit, braucht es Gelegenheit zur Mu-
ße. Diejenigen im Bildungsbürgertum, 
die so denken, fühlen sich von der 
CDU nicht mehr repräsentiert, denn in 
dieser Partei ist nur noch von Ökono-
mie, der Konkurrenz der Chinesen und 
dem globalisierten Arbeitsmarkt die 
Rede, dem es sich buchstäblich zu un-
terwerfen gelt. Man muss kein 68er 
sein, sondern es genügt, dem klassi-
schen humanistischen Menschenideal 
anzuhängen, um an dieser Stelle die 
Gefolgschaft aufzukündigen.« 

Mit Schreiben vom 13. Februar 2008 
teilte Kultusministerin Karin Wolff 
dem Ministerpräsidenten Roland Koch 
mit, dass sie für die neue Legislatur-
periode nicht mehr als Kultusministe-
rin zur Verfügung stehe – auch nicht 
in einer – sich mangels einer parla-
mentarischen Mehrheit abzeichnen-
den – geschäftsführenden Landes-
regierung. 

Bereits wenige Tage zuvor war be-
kannt geworden, dass sie nach mehr 
als zwanzigjähriger Mitgliedschaft aus 

dem Hessischen Philologenverband 
ausgetreten war. Der HPhV bedauerte 
dies, bezeichnete den Austritt aber 
auch als »logische Konsequenz aus 
der zunehmenden Entfremdung zwi-
schen der Landesregierung und ihrer 
Bildungspolitik einerseits und dem 
Hessischen Philologenverband ande-
rerseits«. 

‘Schulen sollen wählen – acht oder 
neun Jahre bis zum Abitur möglich’, 
so lautete die Überschrift (Frankfurter 
Rundschau, 19. Februar 2008). »Die 
129 kooperativen Gesamtschulen in 
Hessen werden vom nächsten Schul-
jahr an entscheiden können, ob sie 
Schüler in acht oder neun Jahren zum 
Abitur führen. Im Landtag zeichnet 
sich eine breite Mehrheit für die ent-
sprechende Gesetzesänderung ab, die 
die Grünen am Freitag in Wiesbaden 
vorstellten.« Der HPhV begrüßte die-
sen Vorschlag umgehend, forderte 
diese Wahlfreiheit jedoch auch für die 
Gymnasien. »Der gymnasiale Bil-
dungsgang in den kooperativen Ge-
samtschulen unterscheidet sich über-
haupt nicht vom gymnasialen Bil-
dungsgang an Gymnasien«, so wurde 
in einer Pressemitteilung vom 20. 
April 2008 der Verbandsvorsitzende 
zitiert. So seien zum Beispiel die Stun-
dentafeln ebenso wie die Lehrpläne 
völlig gleich. »Es gibt deshalb nicht 
den Hauch einer plausiblen sachlichen 
Begründung dafür, den Gymnasien die 
Wahlfreiheit zu verweigern, die den 
kooperativen Gesamtschulen erfreuli-
cherweise zugestanden werden soll.« 
Eine Ungleichbehandlung in dieser 
Frage komme deshalb einem un-
freundlichen Akt gegenüber der 
Schulform des Gymnasiums gleich. 

Die Wahlmöglichkeit für die koope-
rativen Gesamtschulen war auch Teil 
des ‘Maßnahmepakets zur Entlastung 
bei G8’, das der neue, seit April 2008 
geschäftsführend amtierende Kultus-
minister Jürgen Banzer am 26. Mai 
2008 vorstellte. Banzer hielt zwar an 
G8 an Gymnasien fest, gestand aber 
in einem Begleitschreiben an die 
Schulleiter zu, es bestehe »ein deutli-
cher Handlungsbedarf, um Schülerin-
nen und Schüler zu entlasten und zur 
Arbeitserleichterung an den Schulen 

beizutragen«. Es sei wichtig, »Refor-
men nicht durch starre Vorgaben, 
sondern durch Flexibilität und Frei-
raum für die Schule vor Ort durchzu-
führen«. Das Land hingegen solle sich 
darauf beschränken, »den Schulen ei-
nen klaren Rahmen für G8 zu geben«. 

Vor allem hatte Banzer – und mit 
ihm wohl die Landesregierung – als 
Konsequenz aus dem Wahldebakel im 
Januar 2008 erkannt, dass das Land 
noch einmal Geld in die Hand nehmen 
musste, um Akzeptanz für G8 zu er-
zielen. Konkret bedeutete dies, 
••   dass alle G8-Schulen, die noch kei-

ne pädagogische Mittagsbetreuung 
anboten, im Schuljahr 2008/2009 
60 000 Euro erhalten sollten, um 
eine pädagogische Mittagsbetreu-
ung einschließlich Hausaufgaben-
betreuung und zusätzlichen Wahl- 
und Förderangeboten anbieten zu 
können; darüber hinaus waren im 
Haushalt 2007 und im Haushalt 
2008 jeweils 100 Millionen Euro zu-
sätzlich zur Unterstützung der 
Schulträger beim Mensabau an G8-
Schulen vorgesehen; 

••   dass – beginnend im Schuljahr 
2008/2009 mit der Jahrgangsstu-
fe 5 – die Klassen der G8-Schulen 
die Höchstgrenze von 30 – statt 
bisher 33 – Schülerinnen und Schü-
lern nicht mehr überschreiten soll-
ten, dafür waren zusätzlich rund 
100 Lehrerstellen vorgesehen. 

Während der HPhV diesen Teil des 
‘Maßnahmepakets’ begrüßte – ent-
sprach er doch auch Forderungen der 
Lehrerverbände –, sah er andere Ele-
mente des 11-Punkte-Programms mit 
Sorge, wie der Verbandsvorsitzende 
auch auf dem Gymnasialtag in Grün-
berg am 29. September 2008 in Anwe-
senheit des Kultusministers darlegte: 
••   »Die Abschaffung des Wahlpflicht-

unterrichts und dessen Ersatz durch 
einen Wahlunterricht, der AGs und 
freiwillige Angebote jeglicher Art ab 
Klasse 5 umfassen kann, bedeutet 
eine nochmalige Verringerung des 
Pflichtunterrichts. Was diese Ände-
rung für den Stellenwert der 3. 
Fremdsprache, die doch mit Blick 
auf den vielzitieren globalisierten 
Arbeitsmarkt gefördert werden 



müsste, insgesamt bedeutet, bleibt 
… abzuwarten … 

••   Die sogenannte ‘Entrümpelung’, 
‘Entschlackung’, ‘Verschlankung’ 
oder, wie es nun heißt, ‘Anpassung 
und Straffung’ der Lehrpläne ist 
nichts weiter als eine flotte Re-
densart für ein Laienpublikum. In 
Wahrheit geht es um eine nochma-
lige Reduzierung von Bildungsin-
halten und damit auch von Bil-
dungsqualität. Daran ändert weder 
der durchsichtige Versuch etwas, 
‘Methodenlernen’ und ‘selbst orga-
nisiertes Lernen’ – was längst Ge-
genstand der Lehrpläne und damit 
auch des Unterrichts ist – gegen 
Wissen und Bildungsinhalte in 
Stellung zu bringen noch die ver-
gebliche Hoffnung, Bildungsstan-
dards, Kerncurricula und Output-
orientierung würden das Problem 
schon lösen. Bildung braucht eben 
Zeit, und acht Jahre sind weniger 
als neun Jahre.« 

Die Landtagswahlen vom 18. Januar 
2009 führten zu einer stabilen Mehr-
heit für eine Koalition von CDU und 
FDP. Die neue Kultusministerin Doro-
thea Henzler (FDP), eine entschiedene 
Befürworterin von G8, hielt an G8 fest; 
der HPhV hielt weiterhin daran fest, 
dass die gymnasiale Schulzeitverkür-
zung eine gravierende Fehlentschei-
dung sei. Dennoch fanden Ministerin 
und HPhV in der Folgezeit zu einer kon-
struktiven Zusammenarbeit, und das 
Thema G8 geriet in den folgenden Mo-
naten in den Hintergrund. Eine we-
sentliche Rolle dabei dürften die mate-
riellen Verbesserungen aus Banzers 
‘Maßnahmepaket zur Entlastung bei 
G8’ gespielt haben: 60 000 Euro nebst 
jeweils 100 Millionen Euro zur Unter-
stützung der Schulträger beim Mensa-
bau an G8-Schulen waren kein Pap-
penstiel, und so waren die G8-Schulen 
nunmehr damit beschäftigt, mit dem 
Schulträger über den Bau einer Mensa 
zu verhandeln sowie für die pädagogi-
sche Mittagsbetreuung eine Sozialpä-
dagogin zu engagieren und Räumlich-
keiten zu organisieren. Andere bil-
dungspolitische Themen drängten nun 
in den Vordergrund: selbstständige 
Schule, Kerncurricula und Kompetenz-

orientierung, Inklusion, Lehrerausbil-
dung und Praxissemester etc. 

Unter der Oberfläche jedoch grum-
melte des Thema G8 weiter; als Bei-
spiele seien genannt: 
••   Zu Beginn des Schuljahres 2009/ 

2010 wurde bekannt, dass von 123 
kooperativen Gesamtschulen nun-
mehr 40 zu G9 zurückgekehrt wa-
ren (im Schuljahr 2008/2009 wa-
ren es 19 gewesen, im Schuljahr 
2009/2010 noch einmal 21). Die 
Vorsitzende des Landeselternbeira-
tes nannte die Entscheidung knapp 
eines Drittels für G9 ein Votum ge-
gen G8, die Befürworter der Schul-
zeitverkürzung verwiesen darauf, 
dass eine Mehrheit an G8 festhielt 
(FAZ, 1. Juli 2009: ‘Mehr Gesamt-
schulen mit G9-Angebot’). 

••   Unter der Überschrift ‘Schüler und 
Eltern fordern Abkehr von G8-Re-
gelung’ war in der FAZ am 16. April 
2010 zu lesen: »Mit einer Unter-
schriftensammlung wollen hessi-
sche Schüler und Eltern eine Rück-
nahme der Schulzeitverkürzung in 
der gymnasialen Mittelstufe errei-
chen. Die Aktion von Landeseltern-
beirat und Landesschülervertretung 
soll einen Petitionsantrag an den 
Landtag unterstützen. Ziel sind die 
Rückkehr zur sechsjährigen Sekun-
darstufe I und die Neugestaltung 
der Sekundarstufe II …« Der Kom-
mentar zu der Meldung trug die 
Überschrift: ‘Gymnasien sind be-
liebt, G8 ist es nicht.’ 

••   Unter der Überschrift ‘Jugendver-
bände kritisieren Schulreformen – 
Nachmittagsunterricht und große 
Mengen an Hausaufgaben nehmen 
jungen Leuten die Zeit für ein eh-
renamtliches Engagement’ wurde 
in der FAZ vom 5. Oktober 2011 von 
den Nachwuchssorgen zum Beispiel 
der hessischen Jugendfeuerwehr 
berichtet: »Die Mitgliederzahlen 
sinken seit Jahren. … Durch Nach-
mittagsunterricht und große Men-
gen an Hausaufgaben fehlt vielen 
Jugendlichen einfach die Zeit, sich 
zusätzlich zu engagieren.« Und zi-
tiert wird der Landesjugend-Feuer-
wehrwart: »Wann dürfen Kinder 
endlich wieder Kinder sein?« 

Und dann kam der 16. Juni 2012: Auf 
einem CDU-Parteitag in Darmstadt 
schlug der hessische Ministerpräsi-
dent Volker Bouffier vor, künftig auch 
den Gymnasien die Wahlfreiheit zwi-
schen G8 und G9 einzuräumen. Der 
Hessische Philologenverband reagier-
te umgehend. In einer Pressemittei-
lung vom 17. Juni 2012 mit der Über-
schrift ‘HPhV begrüßt Bouffiers Vor-
stoß’ war zu lesen: »Auf lebhafte Zu-
stimmung seitens des Hessischen 
Philologenverbandes stößt der Vor-
schlag von Ministerpräsident Bouffier, 
auch den Gymnasien die Möglichkeit 
zu eröffnen, sich zwischen G8 und G9 
entscheiden zu können. Dies entspre-
che einer Forderung, die der HPhV seit 
Jahren erhebe. ‘In der Tat ist es nicht 
einsehbar, dass die Wahlfreiheit, die 
den kooperativen Gesamtschulen vor 
einigen Jahren eingeräumt wurde, 
bisher den Gymnasien vorenthalten 
wird«, so der Verbandsvorsitzende Dr. 
Knud Dittmann. Für manche Gymna-
sien, die sich gegenüber Gesamtschu-
len in einer Konkurrenzsituation be-
fänden, bedeute das bisher verordne-
te G8 einen Wettbewerbsnachteil. 

Der HPhV stimmt dem Ministerprä-
sidenten auch in der Einschätzung zu, 
dass sich die Situation je nach Region 
unterschiedlich darstelle. Es sei des-
halb richtig, … den Gymnasien vor Ort 
die Entscheidung zu überlassen.« 

Bouffiers Entscheidung kam über-
raschend; nicht einmal seine neue, 
seit etwa einem Monat im Amt be-
findliche Kultusministerin Nicola Beer 
(FDP), eine entschiedene Befürworte-
rin von G8, hatte er eingeweiht. Aber 
die Entscheidung war politisch wohl-
überlegt. Ein Blick in andere Bundes-
länder lehrte, dass in Landtagswahlen 
mit G8 kein Blumentopf zu gewinnen 
war; mit seiner Entscheidung schlug 
er der SPD für die im Herbst 2013 an-
stehende Landtagswahl ein Erfolg 
versprechendes Wahlkampfthema aus 
der Hand, und mit der Wahlfreiheit 
zwischen G8 und G9 machte er sich 
sogar eine Idee von Bündnis 90/Die 
Grünen zu eigen – ein Fingerzeig für 
eine mögliche künftige Koalition? 

Die Reaktionen auf Bouffiers Vor-
stoß waren unterschiedlich. Die Oppo-
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sition im Landtag »lobte Bouffier für 
die angekündigte Kurskorrektur, for-
derte jedoch Aufklärung über Details 
der von ihm angestrebten Lösung«. 
Die bildungspolitische Sprecherin der 
SPD, Heike Habermann, sprach von ei-
nem »Eingeständnis des Scheiterns 
von G8«; der Landeselternbeirat be-
grüßte die Entscheidung: »Das ist das, 
was hessische Elternvertreter sich 
schon lange gewünscht haben.« Nur 
die Vereinigung der hessischen Unter-
nehmerverbände (VHU) warnte vor ei-
ner Rückkehr zu G9 und machte sogar 
eine Rechnung auf Euro und Cent auf: 
Nach Berechnungen des Instituts der 
Deutschen Wirtschaft bedeute ein um 
ein Jahr früherer Einstieg in den Er-
werbsprozess »einen finanziellen Vor-
teil von mehr als 50 000 Euro für je-
den Schulabsolventen« (alle Zitate 
aus dem Artikel ‘Nur Unternehmer 
verteidigen G8’, FAZ, 19. Juni 2012). 

Während die Kultusministerin noch 
überzeugt war, dass nicht viele Gym-
nasien zu G9 zurückkehren würden, 
begannen an etlichen Gymnasien be-
reits die Diskussionen darüber, wie die 
Rückkehr zu G9 möglichst rasch be-
werkstelligt werden könne. Manche 
Schulleitungen, die zunächst noch 
abwarten wollten, gerieten rasch un-
ter erheblichen Druck seitens ihrer El-
ternschaft. Es waren neben den gym-
nasialen Lehrkräften vor allem die El-
tern, die zu einer Rückkehr zum neun-
jährigen Bildungsgang drängten.  
»Die meisten Schulleiter würden auch 
bei G8 bleiben, wir haben viel Zeit und 
Arbeit reingesteckt, dass es nun für 
alle akzeptabel läuft‘ … Aber der 
Druck aus den Kollegien und seitens 
der Elternschaft ist zu groß«, – so ein 
Schulleiter aus Fulda auf dem Gym-

nasialtag des HPhV in Grünberg am 
4. Oktober 2012 (‘Zeit für Persönlich-
keitsbildung – Philologen zerpflücken 
Turbo-Abitur und freuen sich wieder 
auf G9’, Frankfurter Rundschau, 
6./7. Oktober 2012). 

In einem Schreiben des HKM an die 
Schulleiterinnen und Schulleiter der 
Gymnasien vom 28. November 2012 
»Eröffnung der Wahlmöglichkeit zwi-
schen der 5-jährig und der 6-jährig 
organisierten Mittelstufe (Sekundar-
stufe I) für Gymnasien« wurde das er-
forderliche Procedere konkretisiert. Ei-
ne Entscheidung für den Wechsel zu 
G9 war von der Schulkonferenz mit 
Zweidrittelmehrheit der Mitglieder im 
Einvernehmen mit dem Schulträger zu 
treffen. »Grundlage muss eine curri-
cular und pädagogisch begründete, 
die personellen, sächlichen und unter-
richtsorganisatorischen Möglichkeiten 
der Schule berücksichtigende Konzep-
tion der Gesamtkonferenz sein. Der 
Schulkonferenzbeschluss bedarf der 
Genehmigung durch die Schulauf-
sichtsbehörde.« Zur ‘Orientierung und 
Unterstützung möglicher Diskussions-
prozesse’ in der Schule sowie zur Er-
stellung der geforderten Konzeption 
war ein Leitfaden beigefügt. 

Bereits in seiner Stellungnahme 
zum einschlägigen Gesetzentwurf der 
Fraktionen von CDU und FDP vom 
8. November 2012 hatte der HPhV auf 
den Zeitdruck hingewiesen, unter 
dem diejenigen Gymnasien standen, 
die bereits zum Schuljahr 2013/2014 
zu G9 zurückkehren wollten, denn im 
Dezember standen die Informations-
abende an den Grundschulen an, de-
ren Eltern natürlich wissen wollten, 
was das jeweilige Gymnasium denn 
nun plante. Der HPhV hatte deshalb 

darauf gedrungen, dass auch Be-
schlüsse, die an den Gymnasien vor 
Inkrafttreten des Gesetzentwurfs ge-
fasst wurden, Gültigkeit besitzen soll-
ten. Diesem Vorschlag des HPhV wur-
de seitens des Gesetzgebers gefolgt. 

In dieser Stellungnahme hatte der 
HPhV auch vorgeschlagen, dass auch 
den bereits an den Gymnasien befind-
lichen 5. Klassen »die Rückkehr zum 
neunjährigen Bildungsgang je nach 
Nachfrage insgesamt oder teilweise« 
eröffnet werden solle. »Begründung: 
Eine solche Übergangsregelung wird 
von vielen Eltern, deren Kinder gerade 
einmal drei Monate an der Schule 
sind, gewünscht.« Auch diesem Vor-
schlag wurde gefolgt. 

Trotz des beträchtlichen Zeitdrucks 
und prozeduralen Aufwands kehrten 
bereits zum Schuljahr 2013/2014 von 
den 107 hessischen Gymnasien 39 zu 
G9 zurück, 11 weitere boten in einem 
Modellversuch G8 und G9 parallel an. 

Im Schuljahr 2014/2015 waren von 
107 Gymnasien 67 und von 123 ko-
operativen Gesamtschulen 102 im 
neunjährigen Bildungsgang. An dem 
Modellversuch, G8 und G9 parallel 
anzubieten, beteiligten sich 16 Gym-
nasien und zwei kooperative Gesamt-
schulen. 

Aktuell bieten nur noch ganz weni-
ge Gymnasien und kooperative Ge-
samtschulen in Hessen den achtjähri-
gen Bildungsgang an. Der Versuch, G8 
flächendeckend in Hessen einzufüh-
ren, ist gescheitert. Der entschiedene, 
beharrliche und – auch in Zeiten, als 
die Würfel zugunsten von G8 gefallen 
zu sein schienen – unerschütterliche 
Kampf des HPhV gegen die generelle 
gymnasiale Schulzeitverkürzung war 
erfolgreich. 


